
 

 

Allgemeinverfügung der Stadt Oldenburg (Oldb) zur Umsetzung der Meldungen der 
Einrichtungen und Unternehmen nach § 20 a IfSG an das Gesundheitsamt Stadt 
Oldenburg 

 
 

Allgemeinverfügung 
nach § 16 Absatz 1 Satz 1 IfSG in Verbindung mit § 3 Absatz 1 Nummer 1 Nie-

dersächsisches Gesetz über den öffentlichen Gesundheitsdienst (NGöGD) 
zur Umsetzung des § 20 a Infektionsschutzgesetz (IfSG) 

 
 
Zur Umsetzung des § 20 a IfSG ergeht folgende Allgemeinverfügung: 
 
1. Die Einrichtungen und Unternehmen nach § 20 a Absatz 1 Satz 1 IfSG sind ver-
pflichtet, eine Benachrichtigung über Personen nach § 20 a Absatz 2 Satz 2 IfSG an 
das Gesundheitsamt der kreisfreien Stadt Oldenburg über das digitale Meldeportal  
https://mebi-niedersachsen.de/ durchzuführen, sofern sich deren Betriebsstätte be-
ziehungsweise Betriebsstätten im Bezirk des Gesundheitsamtes der Stadt Oldenburg 
befinden. 
Die Meldung kann nachträglich bearbeitet und auch seitens der Einrichtung bezie-
hungsweise des Unternehmens in Zusammenhang mit einer kurzen Stellungnahme 
für erledigt erklärt werden. Eine Meldung per E-Mail ist nicht möglich. 
 
2. Die Meldungen nach Nummer 1 hat unverzüglich nach § 20 a Absatz 2 Satz zu er-
folgen. Unverzüglich wird mit einer Frist von zwei Wochen bemessen. 
 
3. Die Einrichtungen und Unternehmen nach § 20 a Absatz 1 Satz 1 IfSG sind ver-
pflichtet, Änderungen an bereits erfolgten Meldungen vorzunehmen, wenn ihnen 
Kenntnisse vorliegen, die sich auf das Verfahren beim Gesundheitsamt auswirken 
können. 
 
4. Diese Allgemeinverfügung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. Sie 
gilt bis zum 31.12.2022. 
 
5. Die sofortige Vollziehung gemäß § 80 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 der Verwal-
tungsgerichtsordnung (VwGO) wird angeordnet. 
 
 
Begründung: 
 
Die Landkreise und kreisfreien Städte sind für die Umsetzung des § 20 a IfSG insbe-
sondere gem. § 3 Absatz 1 Nummer 1 NGöGD zuständig. Das SARS-CoV-2-Infekti-
onsgeschehen ist immer noch sowohl bundesweit als auch im Land Niedersachsen 
besorgniserregend. Die Auswirkungen der vorherrschenden Omikron-Variante führen 
täglich zu mehreren Neuinfektionen und sind insbesondere im Bereich der Hospitali-
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sierungen derzeit noch nicht in Gänze absehbar. Hochaltrige Menschen und Perso-
nen mit akuten oder chronischen Grundkrankheiten haben ein deutlich erhöhtes Ri-
siko für schwere COVID-19-Krankheitsverläufe. Darüber hinaus sprechen bestimmte 
Patientengruppen, insbesondere solche mit Immunschwäche, weniger gut auf die 
Impfung an und sind daher auf einen vollständigen Impfschutz der sie betreuenden 
Personen angewiesen. Ebenso wie (ältere) pflegebedürftige Personen, insbesondere 
Bewohnerinnen und Bewohner von Pflegeheimen, gehören die von Angeboten für 
Menschen mit Behinderungen und Beeinträchtigungen betreuten Personen typi-
scherweise aufgrund ihres Alters und/oder des Vorliegens von Vorerkrankungen zu 
den vulnerablen Personengruppen. Mit der einrichtungsbezogenen Impfpflicht nach § 
20 a IfSG kann im Land Niedersachsen flächendeckend durch eine einheitliche Vor-
gehensweise der Schutz dieser vulnerablen Personengruppen sichergestellt werden. 
Gleichzeitig ist die Aufrechterhaltung der gesundheitlichen und pflegerischen Versor-
gung in allen Bereichen ein wichtiges Ziel, welches sicherzustellen ist. 
 
Nach der gesetzlich verpflichteten Meldung von nicht immunisierten Mitarbeitenden 
der Einrichtungen und Unternehmen nach § 20 a Abs. 2 Satz 2 IfSG ist die Einschät-
zung der Versorgungsgefährdung durch das Gesundheitsamt als Grundlage für An-
ordnungen erforderlich. 
 
Mit der unter 1. genannten landesweit gemeinsamen Meldeplattform wurde eine 
„Portallösung“ eingeführt, auf welche die Einrichtungen und Unternehmen sowie die 
Gesundheitsämter Zugriff haben. So wurde eine übersichtliche Arbeitsgrundlage für 
die Gesundheitsämter mit dem Ziel geschaffen, das Verwaltungshandeln in Nieder-
sachsen in Bezug auf das Meldeverfahren durch die Einrichtungen und Unternehmen 
zu vereinheitlichen. Um die Vorteile dieser Meldeplattform auch für sich nutzen zu 
können, hat die Stadt Oldenburg ermessensgerecht von der Möglichkeit Gebrauch 
gemacht, dessen Nutzung vorzugeben. 
 
Diese Allgemeinverfügung tritt gemäß der obigen Anordnung gemäß § 41 Absatz 4 
Satz 4 VwVfG in Verbindung mit § 1 Absatz 1 Nds. VwVfG zur Erreichung kurzfristi-
ger Geltung am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. Die ortsübliche Bekannt-
machung erfolgt gemäß § 10 Absatz 3 der Hauptsatzung der Stadt Oldenburg (Oldb) 
durch Bereitstellung im Internet auf www.oldenburg.de. Der Tag der Bereitstellung ist 
der 16.03.2022. 
 
Die sofortige Vollziehung dieser Verfügung gemäß § 80 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 
VwGO ist im überwiegenden öffentlichen Interesse geboten. Für die Anordnung der 
sofortigen Vollziehung besteht ein überwiegendes öffentliches Interesse, weil die so-
fortige Durchsetzung der Anordnung mit Rücksicht auf das erhöhte Infektionsrisiko, 
welchem die vulnerablen Personen durch die Personen ausgesetzt werden, die nicht 
vollständig immunisiert sind, geboten ist. Das Privatinteresse hat gegenüber dem öf-
fentlichen Interesse an dem Schutz der vulnerablen Personen zurückzutreten. Ein 
Abwarten der Unanfechtbarkeit liefe den mit den Verfügungen verfolgten Ziel des 
Schutzes der vulnerablen Personen einerseits und der Aufrechterhaltung der Versor-
gungssicherheit andererseits zuwider. Bei einem Abwarten der Unanfechtbarkeit be-



 

 

stünde das erhöhte Infektionsrisiko fort, sodass die vulnerablen Personen einer er-
höhten Gefahr ausgesetzt blieben und eine abschließende Beurteilung der Versor-
gungssicherheit wäre von vornherein nicht möglich. Dies gilt entsprechend in Bezug 
auf die schnelle Entscheidungen maßgeblich erleichternde Vorgabe der Nutzung der 
Meldeplattform. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach ihrer Bekannt-
gabe Klage bei dem Verwaltungsgericht Oldenburg erhoben werden: 
 

Postanschrift: Postfach 2467, 26014 Oldenburg 
Hausanschrift: Schlossplatz 10, 26122 Oldenburg 

 
Die Klage ist schriftlich, zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle 
dieses Gerichts oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zugelassenen 
Form zu erheben. 
 
Hinweis zur elektronischen Klageerhebung: 
Für die elektronische Erhebung der Klage reicht eine einfache E-Mail nicht aus und 
entfaltet keine rechtliche Wirkung. Nähere Informationen zur elektronischen Einle-
gung von Rechtsbehelfen finden Sie auf dem Internetauftritt des Verwaltungsgerichts 
Oldenburg (www.verwaltungsgericht-oldenburg.niedersachsen.de).  
 
 

Oldenburg, den 15.03.2022 

Der Oberbürgermeister 

Krogmann  


